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eigenen Einſicht bei Beurtheilung der Rathſamkeit der

Klagerhebung nicht vertrauen , haben ſie darauf an⸗

zutragen , daß das Amt die Sache vorher prüfe. ( Ver⸗

ordnung vom 18 . April 1810 Regierungsblatt Nr .

XVIII . S . 117 . §. 3 )

Zur Fortſetzung des Prozeſſes in zweiter Inſtanz

bedarfes der Ermächtigung der Kreisregierung ( Orgaz

niſationsedict von 1809 Beilage D. §. 42 Lit . ) .

IV . Sicherung des Vermögens des Pfleg⸗

befohlenen .

§. 7.

Dem Vormund iſt nicht geſtattet :

a ) Fahrniſſe oder Liegenſchaften des Pflegbefohlenen

an ſich zu kaufen ( . R. S . 430 . 1596 ) ;

p ) ohne obervormundſchaftliche Ermächtigung Güter

deſſelben in Pachtung zu nehmen ( . . S. 450) ; z

c ) fih Nechte oder Forderungen abtreten zu laffen ,

welche einem Dritten gegen den Pflegbefohlenen
zuſtehen ( . R. S . 450) . Auch ſoll der Vormund

d ) überall , wo ſein eigenes Intereſſe mit dem des

Mündels in Widerſpruch geräth , zur Aufſtellung
eines beſondern Pflegers dem Amtsreviſorat da —

von Anzeige machen . Zweites Einführungsedict

SAO

§. 8 .

Zur Sicherſtellung des Rechts des Pflegbefohlenen

iſt demſelben ein geſetzliches Pfandrecht auf dag Verz
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mögen des Vormunds eingeräumt und Letzterer ver⸗

pflichtet , ſolches in das Unterpfandsbuch auf ſein
gegenwärtiges und lkünftiges Vermöͤgen eintragen zu
laſſen . ( L

~S
2124 . 2436 . 2440 —2143 ) .

V. Rechnungsſtellung .

§. 9.

Der Vormund hat ſchon im Laufe derVormund⸗
ſchaft (bei Pflegbefohlenen , welche fünfhundert Gulden
und darüber im Vermögen haben , alle ein bis zwei Jah⸗
re, bei ſolchen , die weniger beſitzen , alle drei bis vier Jah⸗
re ) und jedenfallsnach Beendigung derſelben vollſtän⸗
dige Rechnung abzulegen . Jeder vom Vormund mit dem

großjährig gewordenen Pflegbefohlenen abgeſchloſſene
Vertrag , welcher auf die vor mundſchaftliche Verwal⸗
tung und die Rechnungsſtellung Bezug hat , iſt ungültig ,
wenn niht wenigſtens zehn Tage vor dem Vertrag eine
umſtändliche Nechnung abgelegt , jeder Nechnungsbeleg
ausgeliefert , und dieſes Alles durch einen Empfangs⸗
ſchein des Rechnungsabnehmers nachgewieſen iſt . ( . N.
S. 472 . 2045 . Zweites Einführungsedict §. 21 ) .

Ca rlsruhe , den 16 . März 1838 a

Jauſtiz - Miniſterium .
e

S
Vat . H. Lamey .
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